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Der 70 Senat des Bunaessozialgerichts hat am 140 No ember

1968 ohne mündriche Verhandlung durch

Senat5präsident

Bundesriohter

Bunuesrichter

Bundessozialriohter

Bündessozialrichter,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers

br„ b a p p r i c h

- Vorsitzender —9
M e l l w i t z und

Dr„ K r e b s‚
B l o b e l .und

W e i n r e i c h

gegen das Urteil des bayerischen

Landessozialgerichts vom 5° Oktober 1965 wird zurück—

gewieseno

Außergerichtliche Kosten

die Beteiligten einander

des Kevisionsverfahrens haben

nicht zu erstatten°
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btreitig ist die Gewährung des vorzeitigen Alterégeldés

für die Zeit vom 1° April 1963 bis zum 31% Dezember

1964,

Der am24° Januar 1900 geborene Kläger bewirtschaftete

seit 30° August 1932 ein ländwirtschaftliches Unter—

nehmen mit einem brtragswert von 5„32o,—— tu, das er

an Frau Kreszens Emitzxzzzz'in hronwitten verkaufte

und am 5° Mai 1961 übergab° Seit Inkrafttreten des

Ge8etzes über eine Altershilfe für Landwirte (GnL)
(1° Oktober 1957) bis zur Hofabgabe hatte er Beiträge
nach dem GAL für 43 Monate entrichtet° Dänäch.wurden

für ihn freiwillig laufend Beiträge entrichtet, ohne

daß er der beklagten gegenuber binnen zwei Jahren eine

ausdrückliche brklärung darüber abgab, daß die ent-
richtung von Beiträgen festgesettherden sollte° Nach

dem Attest des praktischen Arztes Dr° Alois 31113113„

.Eggenfelden, vom 27° März 1963, ist der Kläger "wegen
Polyar@mitis völlig arbeitsunfähig und darüber hinaus

pflegebedürftig"°

Im April 1963 beantragte der Kläger bei der Beklagten9

ihm vorgez0genea Älteregeld nach den GAL zu gewähren°

aiefvf exzß..‚ ' . '
Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 12° august 1963

den Antrag des Klägers ab; weil der Kläger die'nach

_9 2 Abs„ 1 & Buchst° b des GAL idF vom 230 Mai 1963
(BGBl I, 353) erforderliche Beitraésleistung

von 60

Kalendermonaten nicht erfüllt habe°

.Hiergegen hat der Kläger Klage erhoben‚ der das öozial—

gericht (5G) mit Urteil vom 2° Uezember 1963 statt—
gegeben hat„ '
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Auf die Berufung der Beklagten hat cas Landes—

sozialgericht (L5G) mit Urteil vom 5„ Oktober

1965 das Urteil des es aufgehoben und die Klage
abgewiesen„ ns hat dazu ausgeführtz_ßs ergäben

sich für den Kläger als landwirtschaftlicher

Unternehmer nach @ 8 eben 1 GAL aF für den Zeit—

raum vom‚1° Oktober 1957 bis zur Abgabe seines

Anwesens am 5° Mai 1961 Beiträge für nur 43 Ka—

lendermonate° Hinsichtlich der anschließend ent—‘

richteten freiwilligen beiträge fehle es an der

für die nach 9 21 GAL 1961 erforderlichen ■r—
klärunovo Diese erklärung müsse ausdrücklich ab—

gegeben werden‚ wobei die Alterskasse zwangs—

läufig über das Ende der bisherigen Beitrags—

pflicht (Abgabe des Unternehmens) zu.unter—
richten sei„ Eine derartige Erklärung sei bis

zur Antragstellung und innerhalb der—Zweijah—

resfrist ■es % 21 GAL 1961 nicht eingegangen°
Allein die Tatsache der Weiterzahlung der Bei—

träge durch den Kläger sei nicht geeignet, die

nechtswirkungen des % 21 GAL 1961 auszulöseno

Das LbG hat die ■evision zugelassen°

Mit bescheid vom 9„ Februar 1965 bewilligte die
beklagte dem Kläger das Altersgeld wegen @

Vollendung des 650 Lebensjahres ab 1° Januar 1965„

mit der Revision beantragt der Kläger9

das angefochtene Urteil aufzuheben

und die Berufung der beklagten gegen
das Urteil des SG Landshut vom 2° De—

‘zember 1963y.zurückzuweisen°

Er rügt, das LbGhabe@21 GAL1961verkannto
Entgegen der Auffassung des LDG sei die Tat—

sache der Beitragsfortzahlung geeignet? die
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Rechtsfolgen dieser Vorschrift herbeizuführen, weil

aus ihr erkennbar sein Wille zur Weiterentrichtung

der Beiträge hervorgehe° Die Erklärung nach 9 21 GAL

1961 sei an keine Form gebunden und könne daher auch
durch schlüssiges Handeln abgegeben werden° Nur mit

dieser Auslegung werde man dem “illen des Gesetzgebers

gerecht, den Kreis der vom GAL erfaßten Personen nicht

eng, sondern möglichst weit zu ziehen.lm übrigen liege

das bchwergewicht des @ 21 GAL 1961 nicht auf der hr— ‘

'klärung, sondern auf der Zweijahresfrist fur die Ab—
gabe der Erklärung, was sich durch die Verlängerung

dieser Frist im 3, Änderungs— und nrgänzungsgesetz zum
GAL vom 13, August 1965 einwandfrei ergebec

Die Beklagte beantragt,

die ■evision als unbegründet zurück—

zuweiseno ‘

Sie ist der Ansicht, eine erklärung nach 9 21 GAL 1961

habe der Kläger nicht abgegeben° Die Vorschrift setze

ein "Tun gegenüber der Alterskasse voraus"° Anderen—

falls müßte aus jeder irrtümlichen Weiterzahlung von

Beiträgen — z,B„ weil der Dauerauftrag versehentlich

nicht zurückgenommen wurde — der Wille zur Beitrags—

weiterentriohtung entnommen werden„ Das werde der tat—

sächlichen Lage nicht gerecht, zudem habe zur Zeit der

Hofabgabe eine Weiterentriehtung der Beiträge gar keinen

Sinn gehabt, weil das GAL bis 31, härz 1963 ein vor—

zeitiges Altersgeld nicht gekannt habe° Das "Nichtstun"

des Klägers bis zum Antrag könne daher nicht als "Er—

„
klärung" angesehen werden° '

Die Beteiligten haben sich mit einer mntscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°
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Die nach @ 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichts—

gesetzes (bGG)statthafte Revision ist zulässig9

aber nicht begründeto

Dem Kläger steht, wie das LöG zu Recht entschieden

hat, vorzeitiges Altersgeld für die Zeit vom

10 April 1963 bis zum 315 Dezember 1964 nicht zu„
Das vorzeitige Altersgeld ist dureh das Gesetz zur
Anderung des Gesetzes über eine Altershilfe für

Landwirte vom230 mai 1963 (BGBl I, 353) —GAL63 _
eingeführt worden° Abs° 1 a des 9 2 dieses Ge—

setzes, das nach seinem Art° 4 $ 5 mit wirkung

vom 1° April 1963 in nraft getreten ist, be—

Stimmt: "Vorzeitiges Altersgeld erhält ein land-
wirtschaftlicher Unternehmer, wenn er &) erwerbe—

unfähig im sinne des 9 1247 „bee 2 der deichsver—

sicherungsordnung (nVO) ist9 b) für mindestens
60 Kalendermonate Beiträge an die landwirtscheft—

liche Alterskasse gezahlt und c) das Unternehmen

abgegeben hat"° Zweifelhaft ist nur, ob der Klä—

ger die Voraussetzungen zu b) erfüllt hat° Das

ist nicht der Fall° für den Kläger als landwirt—

schaftlichen Unternehmer sind für den Zeitraum

vom 1° Oktober 1957 bis zur Abgabe seines Hofes

am 5° Mai 1961 Beiträge für nur 43 Kalendermona—

te entrichtet werden° Zwar können nach 9 21 GAL
1961 und 1963 Personen, die mindestens 36 Kalen—

dermonate in der landwirtschaftlichen Altershilfe

beitragspflichtig waren9 innerhalb von 2 Jahren

nach dem Ende der Beitragspflicht gegenüber der

landwirtschaftlichen Alterskasse erklären, daß

sie die Entrichtung von Beiträgen fortsetzen
wollen; diese Erklärung begründet weitere Bei—

tragspflicht mindestens bis zur Vollendung des

60„ Lebensjahres„
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Der Kläger war als er mindestens 36 Kalendermonate

beitragspflichtig gewesen ist, nach dieser Vorschrift

berechtigt, innerhalb von zwei Jahren nach dem ■nde

der Beitragstlicht gegenüber der Beklagten zu er—
klären, daß er die Entrichtung von Beiträgen fort—

setzen wolle, eine ausdrückliche Erklärung dieses ln—

halts_hat der Kläger innerhalb dieser Frist nicht ab—
gegeben° hs kann aber auch nicht angenommen werden,

daß eine solche Erklärung als stillschweigend abge—
geben angesehen werden könnte„ Für eine solche dr—

klärung ist * wie für jede Willenserklärung — zu for—

dern, daß der mit ihr gewollte Rechtserfolg mit aus—
reichender Leutlichkeit für denjenigen, für den sie

bestimmt ist, erkennbar hervortritt (so Palandt, Komm°

zo BGB, 27„ Aufl„, Einführung vor @ 116 Anm„ 1)„ Die

bloße Entrichtung von Beiträgen reicht für die Annahme

einer solchen stillschweigenden erklärung nicht auso

Allein aus der Tatsache, daß die Beiträge weiter bei

der Beklagten eingingen, konnte diese nicht entnehmen,

daß eine heiterentrichtung gemäß @ 21 GAL 1961 und

1963 gewollt war; die üeiterzahlung könnte ja auch
irrtümlich erfolgt sein, Immerhin wäre denkbar, daß

bei Hinzutritt weiterer Umstände innerhalb der Zwei—

jahresfrist die Beklagte hätte annehmen müssen, daß

der weiterentrichtung der Beiträge erkennbar die ab—
sicht zugrunde lag, eine Verpflichtung zur Weiterent-

richtung von Beiträgen einzugehen° Als ein solcher

Umstand, der den eingegangenen Beiträgen diese ein-

deutige Zweckbestimmung gegeben haben könnte, könnte.

im vorliegenden Falle allenfalls der Antrag des Klä—

gers auf Gewährung vorzeitigen Altersgeldea der am

3, April 1963, also innerhalb der Zweijahresfrist bei

der Beklagten eingegangen ist, in Frage kommen. einer

dntscheidung dieser Frage bedarf es allerdings hier

nicht, Denn selbst wenn man diese Annahme für zutreffend

ansehen wollte, könnte sie dem Kläger aus den nachfol—
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genden nrwägungen her nicht den gewünschten nrfolg

bringeno ■iese erklärung nach @ 21 aaO kann für den

Versicherungsfall der Drwerbsunfähigkeit wirksam

nur vor Eintritt dieses Versicherungsfalls, nicht

aber, wie hier, nach dessen nintritt abgegeben wer—

dene Wenn auch im necht der Altershilfe für Land—

wirte keine entsprechende Verweisung ausgesprochen

ist, so müssen doch auf diese erklärung die in

@ 1419 Abs, 1 dVO für die Entrichtung freiwilliger

Beiträge aufgestellten Gründsetze Anwendung fin—

den, nach welchen freiwillige Beiträge nach L‘Ji1fltritt

der nrwerbsunfähigkeit für Zeiten Vorher nicht

mehr entrichtet werden können° hiess Vorschrift

bedeutet, daß freiwillige beiträge bei nenten we-

gen brwerbsunfähigkeit nur insoweit berücksichtigt

werden dürfen, als sie vor eintritt der drwerbsun—

fähigkeit entrichtet worden sind° Der dieser nega—

lung zugrunde liegende Gedanke ist, zu verhindern,

daß durch die bntrichtung von freiwilligen bei—

trägen nach nintritt eines Versicherungsfalles

das nisiko nachträglich zu Ungunsten der Versicher—

tengemeinschaft verlagert wird (vgl„ Jantz/Zweng,
Das neue Recht der Rentenversicherung der Arbei—

ter und der Angestellten zu @ 1419 dVO)„ Dieser‘brund—
—gedanke muß auf die Erklärung nach 9 21 GAL 1961

und 1963 angewandt werden„ Auch diese erklärung
ist9 wie Weiterversicherungsbeiträge in der nen—

tenversicherung, freiwilliger Natur„Du10h die ■b—
'gabe dieser■rklärung wird zudem erst die möglich—

keit einer wirksamen Weiterentrichtung von Bei—

trägen eröffnet. Würde sie auch noch nach din—

tritt der urwerbsunfähigkeit für war dessen Bin—

tritt entrichtete beiträge wirksam abgegeben wer—
den können, würde ebenso wie bei freiwilligen Bei—

tragen in der dentenversicherung das Versicherungs—

risiko zu Ungunsten der Versichertengemeinschaft

verlagert werden können„ Das aber würde dem Ver—

sicherungsgedanken9 wie er auch der Alterssicherung

für Landwirte zugrunde liegt, widersprechen° Mies
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bedeutet, daß der Kläger die nach der Hofabgabe weiter
entrichteten Beiträge durch die in seinem hentenantrag

V0m 3„ April 1963 etwa mitenthaltene ßrklärung nach

9 21 GAL 1961 und 1963 für den Versicherungsfell der

Erwerbsunfähigkeit nicht mehr wirkSam abgeben konnte,

weil bei ihm der Versioherungsfall der ürwerbsunfähig-

keit im Sinne des 9 1247 Abs° 2 hVO zu diesem Zeitpunkt

bereits eingetreten war. eine Berücksichtigung dieser

Erklärung für die nach ihrer Abgabe eingetretenen Ver—

sicherungsfälle stehen dagegen bedenken nicht entgegen°

Das angefochtene Urteil ist daher, wenn auch nicht in

der begründung, so doch im argebnis nicht zu beenstandenn

Die Revision ist somit als unbegründet zurückzuweisen„

Die Kostenentsoheidung beruht auf @ 193 SGG°
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